
Setzungsgesuchs als auch des entsprechenden gericht­
lichen Beschlusses nachzuweisen, so soll zur Klar­
stellung nochmals hervorgehoben werden, daß anderer­
seits aber auch beide Zustellungen unbedingt erforder­
lich sind, sofern der Aufenthalt des KostenschuldLners

während des ganzen Festsetzungsverfahrens unbe­
kannt ist.

Rechtsanwalt Werner R e i m e r s ,  Stalinstadt, 
Mitglied des Kollegiums der Rechtsanwälte im 

Bezirk Frankfurt (Oder)
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Schon oft ist auf die Notwendigkeit hingewiesen worden, 
daß sich unsere Juristen mit größerer Intensität über die 
Entwicklung des Rechts und der Justiz in der Westzone in­
formieren. Bei der Aufklärung der Bevölkerung über unser 
neues Rechtssystem und die Festigung unserer sozialistischen 
Gesetzlichkeit müssen sie auch in der Lage sein, den Unrechts­
zustand in Westdeutschland an Hand von Fakten nachzu­
weisen. Zur Vermittlung einer eingehenden Kenntnis tragen 
u. a. drei schon vor längerer Zeit erschienene Broschüren 
bei, die sich mit wissenschaftlicher Exaktheit mit der Zer­
setzung der richterlichen Unabhängigkeit unter dem Adenauer- 
Regime, mit der Entwicklung des Beamtenrechts im Zeichen 
der Faschisierungspolitik in Westdeutschland und mit dem 
Verbotsurteil gegen die Kommunistische Partei Deutschlands 
beschäftigen.

S c h ö n e b u r g  weist nach, daß die Mehrzahl der Richter 
des westdeutschen Staates entsprechend den Faschisierungs­
bestrebungen der Adenauer-Regierung im Auftrag der west­
deutschen, mit den USA-Imperialisten verbundenen Finanz­
oligarchie in zunehmendem Maße willkürlich gegen Gesetze 
und Verfassung urteilen. Er weist ferner nach, daß sich der 
Justizterror entsprechend dem Kriegskurs Adenauers gegen 
die Arbeiterklasse und alle patriotischen Deutschen richtet 
und daß die demokratische Errungenschaft der richterlichen 
Unabhängigkeit in Westdeutschland über Bord geworfen wor­
den ist. Es entspricht der Verschärfung der politischen Zu­
stände in der Westzone, daß einige Feststellungen heute nur 
noch bedingt zutreffen (Schöneburg hat die Arbeit bereits im 
März 1955 abgeschlossen). Die Gesinnungsurteile gegen alle 
Gegner der Adenauer-Regierung und des Atomtodes sowie 
skandalöse Freisprechungen oder milde Verurteilungen von 
Nazi- und Kriegsverbrechern zeigen mit aller Deutlichkeit 
die zunehmenden Faschisierungstendenzen. Wegen ihrer Fülle 
interessanten Materials ist die bereits in NJ 1955 S. 659 und 
„Staat und Recht“ 1956 S. 125 ausgiebig rezensierte Broschüre 
aber auch heute noch zu empfehlen.

Besonders interessant ist das Studium der Schrift von 
D e n n e n k a m p ,  eines Juristen aus Düsseldorf. Der Arbeit 
liegt ein in der inzwischen verbotenen westdeutschen Zeit­
schrift „Die Justiz“ im Dezember 1956 erschienener Aufsatz 
zugrunde. Es ist wichtig, sich immer wieder mit dem Ver­
botsurteil gegen die KPD zu beschäftigen, das in besonders 
prägnanter Weise zur Auflösung der bürgerlichen Gesetzlich­
keit beitrug und die Bestimmungen des Grundgesetzes der 
Bundesrepublik verletzte. Am Beispiel dieses Grundsatzurteils 
kann der Charakter des Adenauer-Staates als eines Unrechts­
staates und der sich aus der Durchführung und Anwendung 
des Urteils ergebende Rechtsnotstand für die Mitglieder der 
SPD, der Gewerkschaften und alle Gegner des Atomtodes dar­
gelegt werden.

Die Schrift von B ü c h n e r - U h d e r  über die beamten­
rechtliche Entwicklung in Westdeutschland ist angesichts der 
zahlreichen Bestechungs- und Korruptionsskandale in West­
deutschland und Westberlin von großer Aktualität. Wie es 
Anfang 1950 zu der Gesetzgebung zur Entfernung der im Ver­
dacht der „Illoyalität“ stehenden Personen aus dem west­
deutschen Staatsapparat kam, weil dieser das wichtigste 
Instrument im Kampf gegen die demokratischen Kräfte wen­
den mußte, und in welcher Weise die Faschisierung des

Beamtenapparates durch Wiederverwendung alter Nazis vor 
sich ging, wird in dieser Arbeit Büchner-Uhders unter Ver­
wendung reichhaltigen Materials exakt dargelegt.

Alle drei Broschüren zeigen deutlich, auf welchem Weg die 
Entwicklung Westdeutschlands zu einer klerikal-militaristi­
schen Diktatur verlaufen ist, die immer offener zur Anwen­
dung faschistischer Methoden übergeht.

Dr. Rolf H e l m ,  Berlin

Juristenkalender 1959. Herausgegeben vom VEB Deutscher 
Zentralverlag, Berlin 1959. Preis: 3,60 DM.

Der soeben erschienene „Juristenkalender 1959“ unterscheidet 
sich gegenüber dem vorjährigen dadurch, daß er in größe­
rem Maße den Wünschen der Praktiker Rechnung trägt. Die 
am Gebühren- und am Anschriftenteil des alten Kalenders 
geübten Kritiken sowie viele Verbesserungsvorschläge und 
Änderungswünsche sind bei der Zusammenstellung des neuen 
Kalenders berücksichtigt worden. Für das Notieren von Ter­
minen erweist es sich als außerordentlich günstig, daß der 
Schreibraum je Tag von einer halben auf eine ganze Seite er­
weitert und stundenweise untergliedert wurde.

Der Kalender hat folgenden Inhalt:
1. Kosten- und Gebührentabellen,
2. Kartei- u. Registerzeichen der Kreis- u. Bezirksgerichte,
3. Blutalkoholtabelle,
4. Bremswegtabelle,
5. Anschriften,
6. Karte mit Verwaltungsgrenzen der DDR,
7. Postgebühren.
Im Kosten- und Gebührenteil wurden u. a. neu aufgenom­

men einige Grundsätze für die Stundung und den Erlaß von 
Kosten im Bereich der Justiz, der Zahlung der Prozeßgebühr 
für die Berufungsinstanz, der Rechtsanwaltsgebühren in Zivil­
kassationsverfahren und der Gebühren der Rechtsbeistände.

Vielleicht wäre eine Erweiterung der Grundsätze in dem 
einen oder anderen Fall ratsam gewesen, obwohl es zweifellos 
immer Meinungsverschiedenheiten darüber geben wird, was 
als besonders wichtig aufgenommen werden soll und was 
nicht. Beispielsweise hätte bei der AO über Stundung und 
Erlaß von Kosten im Bereich der Justiz ein Hinweis auf die 
Zuständigkeit für Entscheidungen über Stun dungs- und Erlaß­
gesuche (§ 4 der AO) und auf die Antragstellung (Ausnahme 
z. B. § 7 Abs. 2 und 3 i. d. F. der ÄnderungsAO v. 12. März 
1957, GBl. I s. 211) mit aufgenommen werden sollen.

Da der Juristenkalender in erster Linie den Belangen der 
Justiz Rechnung tragen soll, wäre es zweckmäßig gewesen, 
bei den Grundsätzen der Reisekostenvergütung zu erwähnen, 
daß die Bestimmungen über die Gewährung von Arbeits­
gebietstagegeld nicht für Instrukteure im Bereich der Justiz, 
wohl aber für die Gerichtsvollzieher zutreffen.

Auf jeden Fall stellt der Juristenkalender 1959 eine wesent­
lich verbesserte Ausgabe gegenüber der 1958 erstmalig er­
schienenen dar. Auch die äußere Aufmachung — blaue Plastik­
folie mit zusätzlicher Einstecktasche — ist erheblich an­
sprechender als die frühere. Man kann daher dem Juristen­
kalender, dessen Preis trotz der Verbesserungen unverändert 
3,60 DM beträgt, nur weiteste Verbreitung wünschen.

Egon S c h r ö d e r ,  Ministerium der Justiz

Berichtigung
B e t r. : Anzeige des Deutschen Zentralverlages „Haftung 

der Eisenbahn für Gütertransportschäden“.
Durch Verschulden der Druckerei ist in der Anzeige in Nr. 23 

der „Neuen Justiz" ein Druckfehler unterlaufen. Es muß dort 
richtig heißen: „Sämtliche Schadensfälle, die aus dem
Transport mit der Eisenbahn entstehen können, werden all- 
gemeinverständlich erläutert, die Methoden der Feststellung 
von Schäden beschrieben und das Wesen des Antrages auf 
Ersatz dargestellt.“
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